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STADT &

DIETENHEIM

Satzung uiber die Erhebung der Hundesteuer
in Dietenheim

vom 22.09.2025

Auf Grund von § 4 der Gemeindeordnung flir Baden-Wirttemberg (GemQO) sowie
8§ 2, 8 Abs. 2 und 9 Abs. 3 des Kommunalabgabengesetzes flir Baden-Wurttem-
berg (KAG) hat der Gemeinderat der Gemeinde der Stadt Dietenheim am
22.09.2025 folgende Satzung beschlossen:

§1

Steuergegenstand
(1) Die Stadt Dietenheim erhebt die Hundesteuer nach dieser Satzung.

(2) Der Steuer unterliegt das Halten von Hunden durch natlrliche Personen im
Stadtgebiet, soweit es nicht ausschlieBlich der Erzielung von Einnahmen dient.

(3) Wird ein Hund gleichzeitig in mehreren Gemeinden gehalten, so ist die Stadt
Dietenheim steuerberechtigt, wenn der Hundehalter seine Hauptwohnung in Diet-
enheim hat.

§2

Steuerschuldner und Haftung, Steuerpflichtiger
(1) Steuerschuldner und Steuerpflichtiger ist der Halter eines Hundes.

(2) Halter eines Hundes ist, wer einen Hund in seinem Haushalt oder seinem Wirt-
schaftsbetrieb flir Zwecke der persdnlichen Lebensfiihrung aufgenommen hat.
Kann der Halter eines Hundes nicht ermittelt werden, so gilt als Halter, wer den
Hund wenigstens drei Monate lang gepflegt, untergebracht oder auf Probe oder
zum Anlernen gehalten hat.

(3) Alle in einem Haushalt gehaltenen Hunde gelten als von den Haushaltsmitglie-
dern gemeinsam gehalten.

(4) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen oder mehrere Hunde, so sind
sie Gesamtschuldner.

(5) Ist der Hundehalter nicht zugleich Eigentimer des Hundes, so haftet der Ei-
gentimer neben dem Steuerschuldner als Gesamtschuldner.



§3
Beginn und Ende der Steuerpflicht

(1) Die Steuerpflicht beginnt am ersten Tag des auf den Beginn des Haltens fol-
genden Kalendermonats, friihestens mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der
Hund drei Monate alt wird. Beginnt die Hundehaltung bereits am 1. Tag eines Ka-
lendermonats, so beginnt auch die Steuerpflicht mit diesem Tag.

(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die Hundehal-
tung beendet wird. § 10 Abs. 2 und § 11 Abs. 5 bleiben unberihrt.

8§4
Erhebungszeitraum; Entstehung der Steuer

(1) Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Erhebungszeitraum ist das Kalen-
derjahr.

(2) Die Steuerschuld fur das Kalenderjahr entsteht am 1. Januar fir jeden an die-
sem Tag im Gemeindegebiet gehaltenen lber drei Monate alten Hund.

(3) Beginnt die Steuerpflicht im Laufe des Kalenderjahres, so entsteht die Steuer-
schuld fur dieses Kalenderjahr mit dem Beginn der Steuerpflicht.

§5
Steuersatz

(1) Die Steuer betragt im Kalenderjahr fur

a) den ersten Hund 90,00 €

b) jeden weiteren Hund 180,00 €

¢) jeden Kampfhund/gefahrlichen Hund nach § 6 900,00 €

d) jeden weiteren Kampfhund/gefahrlichen Hund nach § 6 1800,00 €
Werden neben Kampfhunden/gefahrlichen Hunden nach § 6 noch andere Hunde
gehalten, so gelten diese als weitere Hunde gemaB Buchstabe b), sofern Sie nicht

als gefahrlich gelten.

(2) Besteht die Steuerpflicht nicht wahrend des gesamten Kalenderjahres, betragt
die Steuer den entsprechenden Bruchteil der Jahressteuer.

(3) Hunde, flr die eine Steuerbefreiung nach § 8 gewahrt wird, bleiben bei der
Berechnung der Anzahl der Hunde auB3er Betracht.

(4) FUr Hunde, deren Gefahrlichkeit im Einzelfall (§ 6 Abs. 4) festgestellt wurde,
wird die Steuer nach Absatz 1 Buchstabe c¢) bzw. d) ab Beginn des Monats festge-
setzt, der auf die Feststellung der Ortspolizeibehdrde folgt.



§6
Kampfhunde/Gefahrliche Hunde

(1) Kampfhunde sind Hunde, bei denen aufgrund rassespezifischer Merkmale,
Zucht, Haltung, Ausbildung oder Abrichtung von einer gesteigerten Aggressivitat
und Gefahrlichkeit gegentber Menschen und Tieren auszugehen ist (§ 1 Abs. 1
Polizeiverordnung Uber das Halten gefahrlicher Hunde - PolVOgH).

(2) Kampfhunde/Gefahrliche Hunde im Sinne dieser Satzung sind Hunde, deren
Gefahrlichkeit nach Absatz 3 stets unwiderlegbar vermutet wird oder nach Absatz
4 im Einzelfall festgestellt worden ist.

(3) Die Eigenschaft als Kampfhund wird aufgrund rassespezifischer Merkmale bei
Hunden der folgenden Rassen und Gruppen sowie deren Kreuzungen untereinan-
der oder mit Hunden anderer Rassen oder Mischlingen stets unwiderlegbar vermu-
tet (§ 1 Abs. 2 und 3 PolVOgH):

American Staffordshire Terrier
Bordeaux Dogge
Bullmastiff

Bullterrier

Dogo Argentino

Fila Brasileiro

Mastiff

Mastin Espafiol

Mastino Napoletano

Pit Bull Terrier
Staffordshire Bullterrier
Tosa Inu

Im Zweifelsfall hat der Hundehalter nachzuweisen, dass eine Rasse, Gruppe oder
Kreuzung nach Satz 2 nicht vorliegt. Fir den Nachweis ist eine Priifung der Rasse-
zugehdrigkeit von einem im offentlichen Dienst beschaftigten Tierarzt herbeizu-
fuhren.

(4) Als gefahrliche Hunde gelten auch Hunde, die, ohne einer in Absatz 3 genann-
ten Rasse, Gruppe oder Kreuzung anzugehdren, aufgrund ihres Verhaltens die An-
nahme rechtfertigen, dass durch sie eine Gefahr fliir das Leben und die Gesundheit
von Menschen oder Tieren besteht. Im Einzelfall gefahrliche Hunde sind Hunde,
die
a) mit dem Ziel einer gesteigerten Aggressivitat und Gefahrlichkeit gegen-
Uber Menschen oder Tieren ausgebildet, gezlichtet oder gekreuzt worden
sind,

b) bissig sind,

C) in aggressiver oder gefahrdrohender Weise Menschen oder Tiere ansprin-
gen oder

d) zum unkontrollierten Hetzen oder ReiBen von Wild oder Vieh oder ande-
ren Tieren neigen (§ 2 PolVOgH).



Die Feststellung der Gefahrlichkeit nach den Satzen 1 und 2 erfolgt durch die Orts-
polizeibehdérde.

§7

Zwingersteuer

(1) Von Hundeziichtern, die mindestens zwei rassereine Hunde der gleichen Rasse,
darunter eine HlUndin im zuchtfahigen Alter, zu Zuchtzwecken halten, wird die
Steuer auf Antrag flr die Hunde dieser Rasse nach § 5 Abs. 3 erhoben, wenn der
Zwinger, die Zuchttiere und die gezuchteten Hunde in das Zuchtbuch einer von
der Gemeinde anerkannten Hundezlchtervereinigung eingetragen sind.

(2) Die ErmaBigung ist nicht zu gewahren, wenn in den letzten drei Kalenderjahren
keine Hunde gezuchtet worden sind.

§8

Steuerbefreiungen
Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewahren flr das Halten von

1. Hunden, die ausschlieBlich dem Schutz und der Hilfe schwerbehinderter Perso-
nen dienen und zur Erflllung dieses Zwecks geeignet sind.

2. Hunde, die ausschlieBlich dem Schutz von Epileptikern oder Diabetiker dienen,
wenn nachgewiesen wird, dass sie hierzu geeignet sind.

3. Hunden, die die Prifung fir Rettungshunde oder die Wiederholungsprifung mit
Erfolg abgelegt haben und fir den Schutz der Zivilbevélkerung zur Verfligung ste-
hen.

4. Hunden, die als Hofhunde in landwirtschaftlichen Betrieben im AuBenbereich (§
35 BauGB) gehalten werden (z. B. Aussiedlerhofe). Diese Regelung gilt nur fir den
ersten Hund, fir jeden weiteren Hund fallen die Steuern nach § 5 Abs. 1 Buchstabe
b) an.

5. Hunden, die als Rettungs- oder Suchhunde mindestens 5 Jahre zur Unterstlit-
zung von Sicherheits- und Rettungskraften oder zum Schutz der Bevdlkerung zur
Verfugung standen und die aus Krankheits- oder Altersgrinden nicht mehr ver-
wendet werden kdénnen.

6. Hunden, die als Diensthunde mindestens 5 Jahre einem 6ffentlichen Dienstherrn
(Bundeswehr, Polizei, Zoll) gedient haben und die aus Krankheits- oder Altersgriin-
den aus dem Dienst ausgeschieden sind.

§9

Allgemeine Bestimmungen iiber Steuervergiinstigungen

(1) Fur die Gewahrung einer Steuerbefreiung oder SteuerermaBigung (Steuerver-
gunstigung) sind die Verhaltnisse bei Beginn des Kalenderjahres, in den Fallen des
§ 3 Abs. 1 diejenigen bei Beginn der Steuerpflicht maBgebend.



(2) Die Steuervergilnstigung ist zu versagen, wenn

1. die Hunde, fur die eine Steuerverglinstigung in Anspruch genommen wird, flr
den angegebenen Verwendungszweck nicht geeignet sind,

2. in den Fallen des § 7 keine ordnungsmaBigen Bicher Gber den Bestand, den
Erwerb und die VerauBerung der Hunde geflihrt werden oder wenn solche Blicher
der Gemeinde/Stadt nicht bis zum 31. Marz des jeweiligen Kalenderjahres vorge-
legt werden. Wird der Zwinger erstmals nach dem Beginn des Kalenderjahres be-
trieben, so sind die Blicher bei Antragstellung der jeweiligen ErmaBigung vorzule-
gen.

3. in den Fallen des § 8 Nr. 3 die geforderte Prifung nicht innerhalb von zwdlf
Monaten vor dem in Absatz 1 bezeichneten Zeitpunkt von den Hunden mit Erfolg
abgelegt wurde.

§ 10
Festsetzung und Falligkeit

(1) Die Steuer wird durch Steuerbescheid festgesetzt und ist innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe des Steuerbescheides zu entrichten.

(2) In den Féllen der §§ 3 und 4 Abs. 3 ist die Steuer auf den der Dauer der
Steuerpflicht entsprechenden Teilbetrag festzusetzen.

(3) Endet die Steuerpflicht im Laufe des Jahres (§ 3 Abs. 2) und war die Steuer
bereits festgesetzt, ergeht ein Anderungsbescheid.

§ 11
Anzeigepflicht

(1) Wer im Stadtgebiet einen Uber drei Monate alten Hund halt, hat dies innerhalb
eines Monats nach dem Beginn der Haltung oder nachdem der Hund das steuer-
bare Alter erreicht hat, der Gemeinde/Stadt schriftlich anzuzeigen.

(2) Endet die Hundehaltung oder entfallen die Voraussetzungen flr eine gewahrte
Steuerverglnstigung, so ist dies der Gemeinde/Stadt innerhalb eines Monats
schriftlich anzuzeigen.

(3) Eine Verpflichtung nach Absatz 1 und 2 besteht nicht, wenn feststeht, dass die
Hundehaltung vor dem Zeitpunkt, an dem die Steuerpflicht beginnt, beendet wird.

(4) Wird ein Hund verauBert, so ist in der Anzeige nach Abs. 2 der Name und die
Anschrift des Erwerbers anzugeben.



§12
Mitwirkungspflicht

Grundstickseigentimer, Wohnungseigentimer und Wohnungsgeber sind auf An-
frage zur wahrheitsgemaBen Mitteilung Uber die Person der Steuerpflichtigen und
aller fUr die Steuererhebung erforderlichen Tatbestande verpflichtet (§ 93 AO). Zur
wahrheitsgemaBen Auskunftserteilung ist auch der Hundehalter verpflichtet.

§13
Hundesteuermarken

(1) Fdr jeden Hund, dessen Haltung im Stadtgebiet angezeigt wurde, wird eine
Hundesteuermarke, die Eigentum der Stadt Dietenheim bleibt, ausgegeben.

(2) Die Hundesteuermarken bleiben fir die Dauer der Hundehaltung giltig. Die
Stadt Dietenheim kann durch 6ffentliche Bekanntmachung Hundesteuermarken flr
ungultig erklaren und neue Hundesteuermarken ausgeben.

(3) Hundezlchter, die zur Zwingersteuer nach § 7 herangezogen werden, erhalten
zwei Hundesteuermarken.

(4) Der Hundehalter hat die von ihm gehaltenen, auBerhalb des von ihm bewohn-
ten Hauses oder des umfriedeten Grundbesitzes laufenden anzeigepflichtigen
Hunde mit einer glltigen und sichtbar befestigten Hundesteuermarke zu versehen.

(5) Der Hundehalter ist verpflichtet, den Beauftragten der Stadt Dietenheim die
gultige Steuermarke auf Verlangen vorzuzeigen.

(6) Endet eine Hundehaltung, so ist die Steuermarke mit der Anzeige Uber die
Beendigung der Hundehaltung (§ 12 Abs. 2) innerhalb eines Monats an die Stadt
Dietenheim zurtickzugeben.

(7) Der Hundehalter hat den Verlust einer Hundesteuermarke der Stadt Dietenheim
unverzuglich schriftlich anzuzeigen. Gleiches gilt flr eine unbrauchbar gewordene
Steuermarke. In beiden Fallen wird dem Halter eine Ersatzmarke gegen eine Ge-
bihr von 15,00 € ausgehandigt. Eine unbrauchbar gewordene Steuermarke ist
vor Erhalt einer Ersatzmarke zurlickzugeben. Wird eine in Verlust geratene Steu-
ermarke wieder aufgefunden, ist die wiedergefundene Marke unverzlglich an die
Stadt Dietenheim zurtickzugeben. Durch 6ffentliche Bekanntmachung kénnen
auch einzelne Steuermarken fur ungultig erklart werden.

§ 14
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig nach § 8 Abs. 1 Kommunalabgabengesetz Baden-Wirttem-
berg (KAG) handelt, wer als Steuerpflichtiger oder bei der Wahrnehmung der An-
gelegenheiten eines Steuerpflichtigen leichtfertig

a) der Stadt Dietenheim Uber steuerrechtlich erhebliche Tatsachen unrichtige oder
unvollstdndige Angaben macht oder



b) die Stadt Dietenheim pflichtwidrig tUber steuerrechtlich erhebliche Tatsachen in
Unkenntnis lasst

und dadurch Steuern verkilirzt oder nicht gerechtfertigte Steuervorteile flir sich
oder einen anderen erlangt (leichtfertige Abgabenverklrzung).

(2) Ordnungswidrig nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 und 2 KAG handelt auch, wer vorsatzlich
oder leichtfertig

a) den Anzeigepflichten nach § 11 nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt,

b) den Mitwirkungspflichten nach § 12 nicht oder nicht wahrheitsgemaB nach-
kommt,

c) den Pflichten nach § 13 Abs. 4 bis 7 nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt
oder

d) Belege ausstellt, die in tatsachlicher Hinsicht unrichtig sind

und es dadurch ermdéglicht, eine Steuer zu verkirzen oder nicht gerechtfertigte
Steuervorteile zu erlangen (Abgabengefdhrdung).

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann gemaB § 8 Abs. 3 KAG mit einer GeldbuBe bis zu
10.000 Euro geahndet werden.

§ 15
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung Uber die
Erhebung der Hundesteuer vom 13.11.2000 in der Fassung vom 01.01.2018 auBer
Kraft.

Dietenheim, den 23.09.2025

Christopher Eh, Burgermeister
Hinweis auf § 4 Abs.4 GemO

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung flir Baden-Wirttemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustande-
kommen dieser Hundesteuersatzung wird nach § 4 Abs. 5 i.V.m. Abs. 4 GemO
unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch innerhalb eines Jahres
seit der Bekanntmachung dieser Hundesteuersatzung gegenuber der Stadt/Ge-
meinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begriin-
den soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften tber die Offent-
lichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Hundesteu-
ersatzung verletzt worden sind.

Dietenheim, den 23.09.2025

Christopher Eh, Blirgermeister



		2025-09-30T13:35:50+0000
	Stadtverwaltung Dietenheim K.d.ö.R




